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Breuer, Ina

Von: Norbert.Nettekoven@dhpg.de
Gesendet: Montag, 20. Januar 2014 15:18
An: Breuer, Ina
Betreff: Gewerbeverein Bornheim: Ergänzung Stellungnahme zur erneuten Offenlage 

BPlan Ro 17

Sehr geehrte Frau Breuer,

Im Anschluss an und unter Bezugnahme auf insere fristwahrende Stellungnahme vom 19.01.2014 werden 
nachstehende Bedenken gegen die Zulässigkeit der erneuten Offenlage mit den daraus folgenden Implikationen für 
die Rechtswidrigkeit der gesamten verbindlichen Bauleitplanung nachgereicht.

Der Bebauungsplan Ro 17 in der Ortschaft Roisdorf leidet insofern an einem beachtlichen Verfahrensfehler, als die 
Dauer der Auslegung und die Frist für Stellungnahmen bei der erneuten Offenlage entgegen § 4 a Abs. 3 Satz 1 i.V.m. 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 und § 4 Abs. 3 Satz 3 BauGB unangemessen verkürzt worden sind.

Die erneute Auslegung des Entwurfs des v.g. Bebauungsplanes mit den geänderten textlichen Festsetzungen und der 
geänderten Begründung erfolgtein der Zeit vom 06.01.2014 bis einschließlich zum 20.01.2014.

Da die nordrhein-westfälischen Schulferien vom 23.12.2013 bis einschließlich zum 07.01.2014 andauerten, beträgt die 
Auslegungsfrist jedenfalls für Familien und Bürger mit schulpflichtigen Kindern im Grunde genommen maximal 13 
Tage, exklusive der beiden in diesem Zeitraum liegenden Wochenenden lediglich 9 Werktage. Die hier von der Stadt 
Bornheim vorgenommene Verkürzung auf diesen Zeitraum ist nicht mehr angemessen.

Zwar enthält das Gesetz keine Definition dessen, was angemessen ist.

Jedoch setzt eine effektive Öffentlichkeitsbeteiligung immer voraus, dass die Öffentlichkeit zunächst und überhaupt 
die Möglichkeit erhält, sich ausreichend zu informieren, und anschließend auch noch genügend Zeit verbleibt, um 
substantiiert Stellung zu nehmen.

Dabei ist Ausgangspunkt die gesetzliche Wertung, dass bei der öffentlichen Auslegung eines Bebauungsplanentwurfs 
der Zeitraum von einem Monat für die Auslegung und die Möglichkeit zur Stellungnahme ausreicht, um dem Zweck 
der Öffentlichkeitsbeteiligung Rechnung zu tragen (§ 3 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. Satz 2, 2. Halbsatz BauGB), und diese 
Frist auch bei der erneuten Auslegung gilt (§ 4 a Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB), wenn die Gemeinde nicht – 
wie im vorliegenden Fall – von der Möglichkeit einer Fristverkürzung nach § 4 a Abs. 3 Satz 3 BauGB Gebrauch 
macht.

Dabei ist ebenfalls immer vom Sinn und Zweck sowie der Funktion eines Auslegungsverfahrens auszugehen:

Das Auslegungsverfahren dient nach höchstrichterlicher Rechtsprechung zum einen der Beschaffung und 
Vervollständigung des notwendigen Abwägungsmaterials für die Gemeinde. Zum anderen ist es seine Aufgabe, den 
von der Planung betroffenen Bürgern die Möglichkeit zu geben, ihre Rechte und Interessen schon vor der 
abschließenden Planungsentscheidung (Satzungsbeschluss nach § 10 BauGB) geltend zu machen und zu wahren 
(vgl. Bundesverwaltungsgericht [BVerwG], Beschl. v. 31.10.1989 – 4 NB 7/89, juris-Rn. 19).

Entscheidend für die rechtsfehlerfreie Bemessung der Auslegungsfrist sind daher vor allem der Umfang und die 
Komplexität der Änderungen und Ergänzungen, aber auch ihre Bedeutung für die Planungskonzeption insgesamt.

Nach diesen Kriterien sind die Auslegungsdauer und die Stellungnahmefrist zum 20.01.2014 vorliegend als zu kurz 
anzusehen, weil sie weder eine ausreichende Informationsmöglichkeit noch eine genügende Möglichkeit zur 
Stellungnahme gewährleisten.

Wenn auch die Änderungen und Ergänzungen der textlichen Festsetzungen und der Begründung zum Bebauungsplan 
Ro 17 durch eine farbliche (grau/gelb) Hinterlegung von der Stadt Bornheim kenntlich gemacht wurden, und diese 
Änderungen die erneute Offenlage der Planung gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB „bewirkten“, wird man den Umfang der 
Änderungen nicht ernsthaft als noch so gering ansehen dürfen, dass gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB die erneute 
Offenlage angemessen verkürzt und Stellungnahmen noch dazu nur zu den geänderten und ergänzten Teilen 
abgegeben werden können.

Dabei sind bereits die farblich in den textlichen Festsetzungen hervorgehobenen Streichungen, Änderungen und 
Ergänzungen erheblich, und zwar bereits in rein quantitativer Hinsicht, beispielsweise mit der nun neu als Tabelle 1 
eingefügten „Übersicht der zulässigen Kernsortimente und der dazugehörigen maximalen Verkaufsflächen“.



Insbesondere die Modifizierungen im Rahmen zulässiger Nutzungsarten sind so grundlegend und gewichtig, dass 
allein deshalb eine Verkürzung der Auslegungsfrist von der Stadt Bornheim nicht hätte ernsthaft in Erwägung gezogen 
und erst recht nicht umgesetzt werden dürfen.

Hinzu kommt eine Vielzahl inhaltlich gewichtiger Änderungen und Ergänzungen in der nun erneut öffentlich 
ausgelegten Bebauungsplanbegründung.

Dies beginnt mit entsprechenden Präzisierungen im Rahmen des städtebaulichen Konzepts, die dazu führen, dass die 
Differenzierung zwischen Groß- und Kleinflächigkeit faktisch aufgehoben wird, setzt sich fort mit der fehlerhaften 
Beurteilung sog. Mallflächen, die genuin auch dem Verkauf respektive als Verkaufsflächen dienen, und setzt sich 
weiter fort anhand vieler nurvermeintlich marginaler Modifizierungen.

So ist beispielhaft der auf der Seite 13 der Bebauungsplanbegründung angeführte sog. „Planfall D.1“ durch den sog. 
Probebetrieb der Stadt Bornheim insofern konterkariert worden, als nachweislich keine Reduzierung des 
Verkehrsaufkommens festzustellen ist.

Ferner, um lediglich ein weiteres Beispiel herauszunehmen, bleibt offen und fragwürdig, wie sich die auf der Seite 25 
im Rahmen der Merkmale der möglichen Auswirkungen angeführte Versiegelung des Bodens auf maximal 0,95 zu 
den alten Bebauungsplänen (bestehende verbindliche Bauleitpläne unter Textziffer 2.5, S. 4) rechtlich wie tatsächlich 
verhält.

Insgesamt ist nicht nur für einen juristisch geschulten Blick deutlich erkennbar, dass die Stadt Bornheim offenbar vor 
dem Hintergrund einer Stellungnahme- und Einwendungsflut anlässlich der vorherigen Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom 27.06. bis 26.07.2013 erstmalig fundiert die bis dahin schon vergleichsweise weit gediehene 
verbindliche Bauleitplanung einer zusätzlichen juristischen Überprüfung zugeführt hat.

In der entsprechenden Beschlussvorlage für die Ratssitzung am 03.12.2013 räumte die Stadt Bornheim ein, dass 
aufgrund des Ergebnisses der Abwägung zu den Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung und einer 
zusätzlichen juristischen Überprüfung der Planung in den textlichen Festsetzungen und der Begründung des 
Bebauungsplanes Ro 17 Änderungen und Ergänzungen vorgenommen wurden.

Die Stadt Bornheim greift allerdings deutlich zu kurz, wenn in der v.g. Beschlussvorlage hierzu ausgeführt wird, dass 
diese Änderungen und Ergänzungen grundsätzlich lediglich die Konkretisierung der bisherigen städtebaulichen Ziele 
beträfen.

Wenn und soweit insbesondere seitens der Stadt ausgeführt wird, dass durch die weitere Ausdifferenzierung der 
Anlagen innerhalb des geplanten Einkaufszentrums, die genaue Festsetzung des Plangebietes SO 2 sowie weiterer 
Festsetzungen und Begründungen der Bebauungsplan besser auf die städtebaulichen Planungsziele ausgerichtet 
werden kann, und insbesondere den Zielsetzungen des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts der Stadt Bornheim mit 
der Weiterentwicklung der Festsetzungen besser entsprochen werden könne, so entpuppen sich diese vermeintlich 
normalen und lediglich konkretisierenden Änderungen und Ergänzungen der textlichen Festsetzungen und der 
Begründung bei bloßer Lektüre als wesentliche und erhebliche Anpassungen der vorherigen Bauleitplanung.

Vor diesem Gesamthintergrund verbietet sich eine Verkürzung der Auslegungsfrist im Rahmen einer erneuten 
Offenlage.

Dies gilt schlussendlich umso mehr, als der Gutachter zum Einzelhandel in einer ergänzenden Stellungnahme 
bestätigt hat, dass mit den geänderten Festsetzungen den Voraussetzungen des Gutachtens entsprochen werde mit 
der Folge, dass die Ergebnisse der Auswirkungsanalyse daher nicht angepasst werden müssten.

Soweit dann nach der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 27.06. bis 26.07.2013 im Rahmen der 
Abwägung auch noch Gutachten zum Straßen- und Bahnlärm sowie zum Kreisverkehr Bonner Straße / Herseler 
Straße / Siegesstraße erstellt wurden, deren Ergebnisse ebenfalls in die Begründung zum Bebauungsplan Ro 17 im 
Rahmen der erneuten Offenlage eingeflossen sind, und diese Gutachten nun während der erneuten Offenlage 
eingesehen werden konnten, ist es für einen selbst uneingeschränkt an dieser verbindlichen Bauleitplanung 
interessierten, mündigen Bürger schlechterdings unmöglich, diese Vielzahl an ergänzenden Gutachten, zusätzlich 
gewonnenen Erkenntnissen und vielen Modifizierungen innerhalb von – je nach Sichtweise – 13 oder gar nur 9 Tagen 
auch nur ansatzweise nachzuvollziehen oder gar hierzu auch noch einigermaßen substantiiert Stellung zu nehmen.

Ein Weiteres kommt am Ende hinzu:

In der überwiegenden Mehrzahl handelt es sich bei den wenn auch farblich hinterlegten Änderungen und 
Ergänzungen der textlichen Festsetzungen und der Begründung zum Bebauungsplan Ro 17 um die von Anfang an 
bauplanungsrechtlich „neuralgischen“ Punkte, die bereits Gegenstand bisheriger Einwendungen respektive 
Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 1 und Abs. 2 BauGB gewesen sind.

Vor diesem weiteren Hintergrund wird mit dem verwaltungsseitigen Hinweis in der öffentlichen Bekanntmachung vom 
09.12.2013 darauf, dass während der Auslegungsfrist Stellungnahmen nur zu den geänderten und ergänzten Teilen 



abgegeben werden können, die mit dieser Regelung originär vom Gesetzgeber verfolgte Zielsetzung vor dem 
Hintergrund der Präklusion gemäß § 47 Abs. 2 a VwGO „pervertiert“.

Denn die Beschränkung des Vorbringens von Anregungen auf die geänderten und ergänzten Teile ist dann 
ermessensfehlerhaft und damit abwägungsfehlerhaft, wenn durch die Änderung oder Ergänzung eines Teils des 
Bauleitplans auch solche privaten oder öffentlichen Belange in einer abwägungsrelevanten Weise im Sinne von § 1 
Abs. 7 BauGB berührt werden, dass sie von den durch die Änderung oder Ergänzung gezogenen 
Interessengeflechten nicht abgeschichtet werden dürfen und können (vgl. Battis, in: Battis/Krautzberger/Löhr, 
Kommentar zum BauGB, 12. Aufl. 2014, § 4 a, Rn. 4).

Vor diesem Gesamthintergrund erlaubt sich der Einwender hiermit, auf seine im Rahmen der vorherigen Offenlage 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB form- und fristgerecht bei der Stadt Bornheim eingereichte Stellungnahme vom … 
[26.07.2013] zu verweisen, die hiermit unter Bezugnahme auf die farblich hinterlegten Änderungen und Ergänzungen 
der textlichen Festsetzungen und der Begründung zum erneut öffentlich ausgelegten Bebauungsplan vollumfänglich 
zum Gegenstand auch dieser Stellungnahme erklärt werden.

Herzliche Grüße
Gewerbeverein Bornheim e.V.

Norbert Nettekoven
   (Vorsitzender)

Von meinem iPhone gesendet





– –

–

–



Als verwaltungsseitig bekannt vorauszusetzen ist, dass die „Reisewelle“ 



„Grundrechtsschutz durch Verfahren“). 

ar 2013 erstellte „Bewertung einer Einzelhandelsuntersuchung 
des Büros BBE Handelsberatung“, erstellt von Frau Julia Hagemann und Herrn Stefan 

darin in Bezug genommene „Bewertung einer Einzelhandelsuntersuchung des Büros 
BBE Handelsberatung“ von Junker + Kruse aus Januar 2013 schlicht nicht mit vorgelegt 



–

teilweise pauschalisiert dargestellt wurde (Anlage „Abwägung).

–



im Sinne von § 1 Abs. 3 BauGB gibt, stellen die Planungsziele „Nachverdichtung“ und 
„Innenentwicklung“ insofern einen „Etikettenschwindel“ dar, als der eigentliche Wille –

–

Das beschleunigte Verfahren für „Bebauungspläne der Innenentwicklung“ gemäß 



eines Sondergebietes „Einkaufzentrum“, also für großflächigen Einzelhandel 

–

–



–

– –



Materielle Abwägungsfehler

„Hauptversorgungszentrum“ der Stadt bildet. Der bestehende Toom

genommene Stellungnahme von Junker + Kruse aus Januar 2013 zur „Plausibilität des 

kommunalen Einzelhandelskonzeptes der Stadt Bornheim“ und die Ausführungen von 

+ Kruse unter Tz. 3 „Bewertung der ergänzenden Ausführungen der BBE zum 

Einzelhandelskonzept“ in ihrer Stellungnahme von Mai 2013 „Fachliche Bewertung der 

es Büros Junker und Kruse durch die BBE“ 



„Plausibilitätsgutachten“ von Junker + Kruse aus Januar 2013 die Abgrenzungsbegründung 

ich bei den beiden Angebotsstandorten „Königstraße“ und „Standortverbund 
Schumacherstraße“ um zwei klar voneinander separierte Bereiche, deren mehr als einen 

–
–

–
–

–

3.2 und 5.3 keine, obgleich es sich unstreitig bei „zentralen Versorgungsbereichen“ um eine 



„Eine wichtige Aufgabe des vorliegenden Gutachtens besteht darin,

“ (Abschnitt 3.2, S. 26)

„

Schumacherstraße in Roisdorf erstreckt (vgl. Abbildung 38).“ (Abschnitt 5.3, S. 

„Königstraße“ um einen „zentralen Versorgungsbereich“ im Sinne des Städtebaurechts 

Der Bereich „Bornheim / Roisdorf“, wie er auf der Seite 66 in der Abbildung 38 dargestellt 

– –

Die Einzelhandelsbetriebe im Stadtteilgebiet Roisdorf („Toom“ und „ Plus“ 

Königstraße ohne erkennbaren städtebaulichen Zusammenhang. Der „Toom Markt“ wird 

auf der Königstraße in irgendeiner Art städtebaulich „verbunden“. Es ist insoweit schlicht 



aufsuchen, im Rahmen eines „einheitlichen Einkaufsvorganges“, wie es das 

noch den „Toom Markt“ b

Der „Toom Markt“ liegt vielmehr 

Entsprechendes gilt für die „Nahversorgungszentren“ Hersel und Merten. In den 

Gastronomieangebote dieses ergänzt wird. Dass den „Nahversorgungszentren“ Hersel und 

–
–

„[…] die Gesamtheit der dort vorhandenen baulichen Anlagen muss 

–
– zu erfüllen.“



Bedeutung des Begriffs „zentraler Versorgungsbereich“ grundlegend verkennt, vermag es 

7 vertretenen Auffassung, wonach „der Nachweis 

Verkaufsflächen erbracht“ sei, 

–

„Verkehrsuntersuchung B



20.02.2013“, genügt nicht den Anforderungen des Abwägungsgebotes gemäß § 1 Abs. 7 

anbelangt, so werden in dem „Gegengutachten“ der DTV Verkehrsconsult GmbH 

Randbedingungen anders bewertet, beispielsweise die „nicht integrierte Lage“ bzw. die 
„teilintegrierte Lage“ des Einkaufszent



7.800 €/m² VK

tät von rd. 3.900 €/m² VK

VK7.800 €/m² 

tät VKvon rd. 3.900 €/m² 





Im Übrigen schließen wir uns vollinhaltlich der Stellungnahme von Herrn Günter Pohl 
vom 17.7.2013 zu den Verkehrsuntersuchungen der IVV an.

war in den Unterlagen auch ein Gestaltungsplan enthalten, als Datei „315

7_2_Gestaltungsplan.pdf“ benannt. Bei den im Internet zur Verfügung gestellten Unterlagen 

Datei „Ro 17 81732_13 03 _rechtsplanentwurf.pdf“ benannt. 



–

–



der Stadt Bornheim für das Bürgerbegehren „Grundstücksverkäufe Roisdorf“ wird von einem 

Veräußerungserlös von 700.000 € ausgegangen, was einem Preis je qm von 140 € 

entspricht. Der Bodenrichtwert in diesem Gebiet beträgt 210 €. Hier wird aus einem 

–

–

„
“

Vorhaben „als leistungsfäh
C nach HBS 2001) zu bewerten“ sei.



„Für eine Verkehrsbeziehung der Bonner Straße wird jedoch auch nach dem 

gesamten Kreisverkehrs, …“

 Fertigstellung der L 183 n

 

 Umfahrung Servatiusweg

 1

 Ausbau

 Anbindung an Königstraße über neuen Kreisverkehr

 Tempobeschränkung 10

 Umgest



 Einbahnverkehr Ost

 Tempo 10 bis 20 km/h –

 Kreisverkehr Secundastraße

 Sperrung MIV Wallraffstraße zwischen Burgstraße und Secundastraße

 Aposte

 Neu: Maßnahmen zur Verringerung des Durchgangsverkehrs auf der

 Neu: Teilanschluss L 192/K 42

–

–



2020 (FNP) von „mangelhaft“ wegverbessert, eine Utopie sein.



– –

3. Zur einzelhandelsorientierten Auswirkungsanalyse

Der Ausschuß für Verkehr, Planung und Liegenschaften (VPLA) der Stadt Bornheim hat 
in seiner Sitzung vom 23.2.2012 zu Vorlage Nr. 565/2011 7 zu dem oben genannten 
Bebauungsplanverfahren unter anderem beschlossen, dem Rat zu empfehlen, dem 
vorgelegten Nutzungskonzept unter dem Vorbehalt zuzustimmen, dass 

neben dem Nachweis der verkehrlichen Verträglichkeit einschließlich der 
Verkehrsbezüge im gesamten Einzugsbereich Bornheim / Roisdorf auch

durch einen von der Stadt Bornheim zu beauftragenden Gutachter der Nachweis 
der Sortimentsverträglichkeit insbesondere

o für den Bereich der Lebensmittel (in Bezug auf den Einzugsbereich 
Bornheim / Roisdorf / Hersel) und

o für den Bereich des Textil /Bekleidungsangebotes (in Bezug auf die 
Auswirkungen auf die Königstraße)

erbracht wird.

Beide Nachweise sind durch die vorgelegten Gutachten der IVV und BBE in keiner Weise 
erbracht, ganz im Gegenteil.

– –



Der verbindlichen Bauleitplanung wird die „

„Bewertung einer Einzelhandelsuntersuchung des Büros BBE Handelsberatung“, erstellt von 

vollständig zu Eigen gemachte „Fachliche Bewe

Büros Junker + Kruse durch die BBE“, erstellt im Auftrag des Gewerbevereins Bornheim

–

–





begründete sowie unplausible Annahmen „auszeichnet“, die im Ergebnis nach Einschätzung 

Im Unterschied zu den Darstellungen in den „Allgemeinen Zielen und Zwecke der Planung“, 

der Offenlage sind, nicht mehr die „geplanten konzeptionellen Verkaufsflächen“ von maximal 



nur noch die „maximalen Verkaufsflächen“ von insgesamt 

h der Toombereich „großflächige

mit zentrenrelevanten Sortimenten“ aufnehmen soll, für die in der 

Lt. BBE sollen von insgesamt 10 Mio. € Umsatzverlagerung im Sortimentsbereich Textil  
lediglich 3% oder 300.000 € aus Roisdorf und Bornheim kommen. D
vollkommen lächerlich! Und das dann auch noch mit „geringen Angebotsüberschneidungen“ 



Im Gegensatz dazu behauptet die BBE, dass 6,2 Mio. € 
werden und 0,8 Mio. € aus Brühl, also fast dreimal so viel wie aus Bornheim und Roisdorf. 

rd. 9,9 Mio. € jetzt nur noch 7,1 Mio. € Umsatz  umverlagert werden, wobei der Anteil aus 
von vorher 1,3 Mio. € oder 10 % des vorhandenen Umsatzes jetzt 

versorgungssortiment soll zum einen mit 3,5 Mio. € aus anderen Ortsteilen von 
2,1 Mio. € aus Bonn. Da kann man mit beiden Händen 
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An: Breuer, Ina
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21.01.2014

Sehr geehrte Frau Breuer, 

 
Im Anschluss an und unter Bezugnahme auf meine fristwahrende Stellungnahme vom 19.01.2014 werden 
nachstehende Bedenken gegen die Zulässigkeit der erneuten Offenlage mit den daraus folgenden 
Implikationen für die Rechtswidrigkeit der gesamten verbindlichen Bauleitplanung nachgereicht. 

Der Bebauungsplan Ro 17 in der Ortschaft Roisdorf leidet insofern an einem 
beachtlichen Verfahrensfehler, als die Dauer der Auslegung und die Frist für Stellungnahmen bei der 
erneuten Offenlage entgegen § 4 a Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 3 Abs. 2 Satz 1 und § 4 Abs. 3 Satz 3 BauGB 
unangemessen verkürzt worden sind. 

Die erneute Auslegung des Entwurfs des v.g. Bebauungsplanes mit den geänderten textlichen Festsetzungen 
und der geänderten Begründung erfolgtein der Zeit vom 06.01.2014 bis einschließlich zum 20.01.2014. 

Da die nordrhein-westfälischen Schulferien vom 23.12.2013 bis einschließlich zum 07.01.2014 andauerten, 
beträgt die Auslegungsfrist jedenfalls für Familien und Bürger mit schulpflichtigen Kindern im Grunde 
genommen maximal 13 Tage, exklusive der beiden in diesem Zeitraum liegenden Wochenenden lediglich 9 
Werktage. Die hier von der Stadt Bornheim vorgenommene Verkürzung auf diesen Zeitraum ist nicht mehr 
angemessen. 

Zwar enthält das Gesetz keine Definition dessen, was angemessen ist. 

Jedoch setzt eine effektive Öffentlichkeitsbeteiligung immer voraus, dass die Öffentlichkeit zunächst und 
überhaupt die Möglichkeit erhält, sich ausreichend zu informieren, und anschließend auch noch genügend 
Zeit verbleibt, um substantiiert Stellung zu nehmen. 

Dabei ist Ausgangspunkt die gesetzliche Wertung, dass bei der öffentlichen Auslegung eines 
Bebauungsplanentwurfs der Zeitraum von einem Monat für die Auslegung und die Möglichkeit zur 
Stellungnahme ausreicht, um dem Zweck der Öffentlichkeitsbeteiligung Rechnung zu tragen (§ 3 Abs. 2 
Satz 1 i.V.m. Satz 2, 2. Halbsatz BauGB), und diese Frist auch bei der erneuten Auslegung gilt (§ 4 a Abs. 3 
Satz 1 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB), wenn die Gemeinde nicht – wie im vorliegenden Fall – von der 
Möglichkeit einer Fristverkürzung nach § 4 a Abs. 3 Satz 3 BauGB Gebrauch macht. 

Dabei ist ebenfalls immer vom Sinn und Zweck sowie der Funktion eines Auslegungsverfahrens 
auszugehen: 

Das Auslegungsverfahren dient nach höchstrichterlicher Rechtsprechung zum einen der Beschaffung und 
Vervollständigung des notwendigen Abwägungsmaterials für die Gemeinde. Zum anderen ist es seine 
Aufgabe, den von der Planung betroffenen Bürgern die Möglichkeit zu geben, ihre Rechte und Interessen 
schon vor der abschließenden Planungsentscheidung (Satzungsbeschluss nach § 10 BauGB) geltend zu 
machen und zu wahren (vgl. Bundesverwaltungsgericht [BVerwG], Beschl. v. 31.10.1989 – 4 NB 7/89, 
juris-Rn. 19). 

Entscheidend für die rechtsfehlerfreie Bemessung der Auslegungsfrist sind daher vor allem der Umfang und 
die Komplexität der Änderungen und Ergänzungen, aber auch ihre Bedeutung für die Planungskonzeption 
insgesamt. 

Nach diesen Kriterien sind die Auslegungsdauer und die Stellungnahmefrist zum 20.01.2014 vorliegend als 
zu kurz anzusehen, weil sie weder eine ausreichende Informationsmöglichkeit noch eine genügende 
Möglichkeit zur Stellungnahme gewährleisten. 

Wenn auch die Änderungen und Ergänzungen der textlichen Festsetzungen und der Begründung zum 



Bebauungsplan Ro 17 durch eine farbliche (grau/gelb) Hinterlegung von der Stadt Bornheim kenntlich 
gemacht wurden, und diese Änderungen die erneute Offenlage der Planung gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB 
„bewirkten“, wird man den Umfang der Änderungen nicht ernsthaft als noch so gering ansehen dürfen, dass 
gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB die erneute Offenlage angemessen verkürzt und Stellungnahmen noch dazu nur 
zu den geänderten und ergänzten Teilen abgegeben werden können. 

Dabei sind bereits die farblich in den textlichen Festsetzungen hervorgehobenen Streichungen, Änderungen 
und Ergänzungen erheblich, und zwar bereits in rein quantitativer Hinsicht, beispielsweise mit der nun neu 
als Tabelle 1 eingefügten „Übersicht der zulässigen Kernsortimente und der dazugehörigen maximalen 
Verkaufsflächen“. 

Insbesondere die Modifizierungen im Rahmen zulässiger Nutzungsarten sind so grundlegend und gewichtig, 
dass allein deshalb eine Verkürzung der Auslegungsfrist von der Stadt Bornheim nicht hätte ernsthaft in 
Erwägung gezogen und erst recht nicht umgesetzt werden dürfen. 

Hinzu kommt eine Vielzahl inhaltlich gewichtiger Änderungen und Ergänzungen in der nun erneut 
öffentlich ausgelegten Bebauungsplanbegründung. 

Dies beginnt mit entsprechenden Präzisierungen im Rahmen des städtebaulichen Konzepts, die dazu führen, 
dass die Differenzierung zwischen Groß- und Kleinflächigkeit faktisch aufgehoben wird, setzt sich fort mit 
der fehlerhaften Beurteilung sog. Mallflächen, die genuin auch dem Verkauf respektive als Verkaufsflächen 
dienen, und setzt sich weiter fort anhand vieler nurvermeintlich marginaler Modifizierungen. 

So ist beispielhaft der auf der Seite 13 der Bebauungsplanbegründung angeführte sog. „Planfall D.1“ durch 
den sog. Probebetrieb der Stadt Bornheim insofern konterkariert worden, als nachweislich keine 
Reduzierung des Verkehrsaufkommens festzustellen ist. 

Ferner, um lediglich ein weiteres Beispiel herauszunehmen, bleibt offen und fragwürdig, wie sich die auf der 
Seite 25 im Rahmen der Merkmale der möglichen Auswirkungen angeführte Versiegelung des Bodens auf 
maximal 0,95 zu den alten Bebauungsplänen (bestehende verbindliche Bauleitpläne unter Textziffer 2.5, S. 
4) rechtlich wie tatsächlich verhält. 

Insgesamt ist nicht nur für einen juristisch geschulten Blick deutlich erkennbar, dass die Stadt Bornheim 
offenbar vor dem Hintergrund einer Stellungnahme- und Einwendungsflut anlässlich der vorherigen 
Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 27.06. bis 26.07.2013 erstmalig fundiert die bis dahin 
schon vergleichsweise weit gediehene verbindliche Bauleitplanung einer zusätzlichen juristischen 
Überprüfung zugeführt hat. 

In der entsprechenden Beschlussvorlage für die Ratssitzung am 03.12.2013 räumte die Stadt Bornheim ein, 
dass aufgrund des Ergebnisses der Abwägung zu den Stellungnahmen aus der 
Öffentlichkeitsbeteiligung und einer zusätzlichen juristischen Überprüfung der Planung in den 
textlichen Festsetzungen und der Begründung des Bebauungsplanes Ro 17 Änderungen und Ergänzungen 
vorgenommen wurden. 

Die Stadt Bornheim greift allerdings deutlich zu kurz, wenn in der v.g. Beschlussvorlage hierzu ausgeführt 
wird, dass diese Änderungen und Ergänzungen grundsätzlich lediglich die Konkretisierung der bisherigen 
städtebaulichen Ziele beträfen. 

Wenn und soweit insbesondere seitens der Stadt ausgeführt wird, dass durch die weitere Ausdifferenzierung 
der Anlagen innerhalb des geplanten Einkaufszentrums, die genaue Festsetzung des Plangebietes SO 2 
sowie weiterer Festsetzungen und Begründungen der Bebauungsplan besser auf die städtebaulichen 
Planungsziele ausgerichtet werden kann, und insbesondere den Zielsetzungen des Einzelhandels- und 
Zentrenkonzepts der Stadt Bornheim mit der Weiterentwicklung der Festsetzungen besser entsprochen 
werden könne, so entpuppen sich diese vermeintlich normalen und lediglich konkretisierenden Änderungen 
und Ergänzungen der textlichen Festsetzungen und der Begründung bei bloßer Lektüre als wesentliche und 
erhebliche Anpassungen der vorherigen Bauleitplanung. 

Vor diesem Gesamthintergrund verbietet sich eine Verkürzung der Auslegungsfrist im Rahmen einer 
erneuten Offenlage. 
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Dies gilt schlussendlich umso mehr, als der Gutachter zum Einzelhandel in einer ergänzenden 
Stellungnahme bestätigt hat, dass mit den geänderten Festsetzungen den Voraussetzungen des Gutachtens 
entsprochen werde mit der Folge, dass die Ergebnisse der Auswirkungsanalyse daher nicht angepasst 
werden müssten. 

Soweit dann nach der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 27.06. bis 26.07.2013 im 
Rahmen der Abwägung auch noch Gutachten zum Straßen- und Bahnlärm sowie zum Kreisverkehr Bonner 
Straße / Herseler Straße / Siegesstraße erstellt wurden, deren Ergebnisse ebenfalls in die Begründung zum 
Bebauungsplan Ro 17 im Rahmen der erneuten Offenlage eingeflossen sind, und diese Gutachten nun 
während der erneuten Offenlage eingesehen werden konnten, ist es für einen selbst uneingeschränkt an 
dieser verbindlichen Bauleitplanung interessierten, mündigen Bürger schlechterdings unmöglich, 
diese Vielzahl an ergänzenden Gutachten, zusätzlich gewonnenen Erkenntnissen und vielen 
Modifizierungen innerhalb von – je nach Sichtweise – 13 oder gar nur 9 Tagen auch nur ansatzweise 
nachzuvollziehen oder gar hierzu auch noch einigermaßen substantiiert Stellung zu nehmen. 

Ein Weiteres kommt am Ende hinzu: 

In der überwiegenden Mehrzahl handelt es sich bei den wenn auch farblich hinterlegten Änderungen und 
Ergänzungen der textlichen Festsetzungen und der Begründung zum Bebauungsplan Ro 17 um die von 
Anfang an bauplanungsrechtlich „neuralgischen“ Punkte, die bereits Gegenstand bisheriger Einwendungen 
respektive Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 1 und Abs. 2 BauGB gewesen sind. 

Vor diesem weiteren Hintergrund wird mit dem verwaltungsseitigen Hinweis in der öffentlichen 
Bekanntmachung vom 09.12.2013 darauf, dass während der Auslegungsfrist Stellungnahmen nur zu den 
geänderten und ergänzten Teilen abgegeben werden können, die mit dieser Regelung originär vom 
Gesetzgeber verfolgte Zielsetzung vor dem Hintergrund der Präklusion gemäß § 47 Abs. 2 a 
VwGO „pervertiert“. 

Denn die Beschränkung des Vorbringens von Anregungen auf die geänderten und ergänzten Teile ist dann 
ermessensfehlerhaft und damit abwägungsfehlerhaft, wenn durch die Änderung oder Ergänzung eines Teils 
des Bauleitplans auch solche privaten oder öffentlichen Belange in einer abwägungsrelevanten Weise im 
Sinne von § 1 Abs. 7 BauGB berührt werden, dass sie von den durch die Änderung oder Ergänzung 
gezogenen Interessengeflechten nicht abgeschichtet werden dürfen und können (vgl. Battis, in: 
Battis/Krautzberger/Löhr, Kommentar zum BauGB, 12. Aufl. 2014, § 4 a, Rn. 4). 

Vor diesem Gesamthintergrund erlaubt sich der Einwender hiermit, auf seine im Rahmen der vorherigen 
Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB form- und fristgerecht bei der Stadt Bornheim eingereichte 
Stellungnahme vom … [26.07.2013] zu verweisen, die hiermit unter Bezugnahme auf die farblich 
hinterlegten Änderungen und Ergänzungen der textlichen Festsetzungen und der Begründung zum erneut 
öffentlich ausgelegten Bebauungsplan vollumfänglich zum Gegenstand auch dieser 
Stellungnahme erklärtwerden. 

  

Mit freundlichen Grüßen 
 
Norbert Nettekoven 
 
Von meinem iPhone gesendet 
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– –

–

–



Als verwaltungsseitig bekannt vorauszusetzen ist, dass die „Reisewelle“ 



„Grundrechtsschutz durch Verfahren“). 

Kruse im Januar 2013 erstellte „Bewertung einer Einzelhandelsuntersuchung 
des Büros BBE Handelsberatung“, erstellt von Frau Julia Hagemann und Herrn Stefan 

darin in Bezug genommene „Bewertung einer Einzelhandelsuntersuchung des Büros 
BBE Handelsberatung“ von Junker + Kruse aus Januar 2013 schlicht nicht mit vorg



–

teilweise pauschalisiert dargestellt wurde (Anlage „Abwägung).

–



im Sinne von § 1 Abs. 3 BauGB gibt, stellen die Planungsziele „Nachverdichtung“ und 
„Innenentwicklung“ insofern einen „Etikettenschwindel“ dar, als der eigentliche Wille –

–

Das beschleunigte Verfahren für „Bebauungspläne der Innenentwicklung“ gemäß 



eines Sondergebietes „Einkaufzentrum“, also für großflächigen Einzelhandel 

–

–



–

– –

Materielle Abwägungsfehler



„Hauptversorgungszentrum“ der Stadt bildet. Der bestehende Toom

genommene Stellungnahme von Junker + Kruse aus Januar 2013 zur „Plausibilität des 

er Stadt Bornheim“ und die Ausführungen von 

Junker + Kruse unter Tz. 3 „Bewertung der ergänzenden Ausführungen der BBE zum 

Einzelhandelskonzept“ in ihrer beigefügte Stellungnahme von Mai 2013 „Fachliche 

der Plausibilitätskontrollen des Büros Junker und Kruse durch die BBE“ 

„Plausibilitätsgutachten“ von Junker + Kruse aus Januar 2013 die A



So handelt es sich bei den beiden Angebotsstandorten „Königstraße“ und „Standortverbund 
Schumacherstraße“ um zwei klar voneinander separierte Bereiche, deren mehr als einen 

–
–

–
–

–

ne, obgleich es sich unstreitig bei „zentralen Versorgungsbereichen“ um eine 



„Eine wichtige Aufgabe des vorliegenden Gutachtens besteht darin,

“ (Abschnitt 3.2, S. 26)

„

t (vgl. Abbildung 38).“ (Abschnitt 5.3, S. 

„Königstraße“ um einen „zentralen Versorgungsbereich“ im Sinne des Städtebaurechts 

Der Bereich „Bornheim / Roisdorf“, wie er auf der Seite 66 in der Abbildung 38 dargestellt 

– –

endet. Die Einzelhandelsbetriebe im Stadtteilgebiet Roisdorf („Toom“ und „ Plus“ 

Der „Toom Markt“ wird 

auf der Königstraße in irgendeiner Art städtebaulich „verbunden“. Es ist insoweit schlicht 

aufsuchen, im Rahmen eines „einheitlichen Einkaufsvorganges“, wie es das 

noch den „Toom Markt“ besuchen. 



Der „Toom Markt“ liegt vielmehr isoliert 

Entsprechendes gilt für die „Nahversorgungszentren“ Hersel und Merten. In den 

Gastronomieangebote dieses ergänzt wird. Dass den „Nahversorgungszentren“ Hersel und 

–
–

„[…] die Gesamtheit der dort vorhandenen baulichen Anlag

–
– zu erfüllen.“



Bedeutung des Begriffs „zentraler Versorgungsbereich“ grundlegend verkennt, vermag es 

7 vertretenen Auffassung, wonach „der Nachweis 

Verkaufsflächen erbracht“ sei, 

–

„Verkehrsuntersuchung B

20.02.2013“, genügt nicht den Anforderungen des Abwägungsgebotes gemäß § 1 Abs. 7 



anbelangt, so werden in dem „Gegengutachten“ der DTV Verkehrsconsult GmbH 

Randbedingungen anders bewertet, beispielsweise die „nicht integrierte Lage“ bzw. die 
„teilintegrierte Lage“ des E

7.800 €/m² VKVK7.800 €/m² 



auch hier die BBE von einer normalen Flächenproduktivität von rd. 3.900 €/m² VK3 900 €/ ² KVKauch hier die BBE von einer normalen Flächenproduktivität von rd. 3.900 €/m² 





Im Übrigen schließen wir uns vollinhaltlich der Stellungnahme von Herrn Günter Pohl 
vom 17.7.2013 zu den Verkehrsuntersuchung der IVV an.

lten, als Datei „315_2012

7_2_Gestaltungsplan.pdf“ benannt. Bei den im Internet zur Verfügung gestellten Unterlagen 

Datei „Ro 17 81732_13 03 _rechtsplanentwurf.pdf“ benannt. 



–

–



n „Grundstücksverkäufe Roisdorf“ wird von einem 

Veräußerungserlös von 700.000 € ausgegangen, was einem Preis je qm von 140 € 

entspricht. Der Bodenrichtwert in diesem Gebiet beträgt 210 €. Hier wird aus einem 

–

–

„
“

Vorhaben „als leistungsfähig mit befriedigender Verkehrsqualität (Qualitätsstufe 
C nach HBS 2001) zu bewerten“ sei.



„Für eine Verkehrsbeziehung der Bonner Straße wird jedoch auch nach dem 

gesamten Kreisverkehrs, …“

 Fertigstellung der L 183 n

 Kreisverkehr L 281/L 118

 Umfah

 1

 Ausbau

 Anbindung an Königstraße über neuen Kreisverkehr

 Tempobeschränkung 10

 Umgestaltung Königstraße

 Einbahnverke

 Tempo 10 bis 20 km/h –

 Kreisverkehr Secundastraße



 Sperrung MIV Wallraffstraße zwischen Burgstraße und Secundastraße

 Apostelpfad als unechte Einbahnstraße

 Neu: Teilanschluss L 192/K 42

–

–

2020 (FNP) von „mangelhaft“ wegverbessert, eine Utopie sein.



In der Begründung Tz. 6.1 (S. 13 vorletzter Absatz) wird ausgeführt, dass 
der Gutachter Kocks bei der Beurteilung der Leistungsfähigkeit des 
Kreisverkehrsplatzes Bonner Straße/Siegesstraße/Herseler Straße zur 
Voraussetzung macht, dass die Maßnahmen des Planfalls D.1 2020 (FNP) 
realisiert werden. Die Prognosen in den Verkehrsgutachten der IVV Aachen 
zur Verkehrsführung Königstraße, insbesondere der D 1 Fall, sind durch den 
Probebetrieb von April bis September 2013 gerade insbesondere was die 
Verkehrsmenge angeht nachweislich widerlegt worden. Die prognostizierte 
Reduzierung der Verkehrsmenge im Querschnitt Königstraße / Servatiusweg 
um 30 bis 40 % ist nicht nur nicht eingetreten, sondern es hat in der Realität 
sogar eine Erhöhung des Verkehrs gegeben. Also ist davon auszugehen, 

In der Begründung Tz. 6.1 (S. 13 vorletzter Absatz) wird ausgeführt, dass 
der Gutachter Kocks bei der Beurteilung der Leistungsfähigkei t des 
Kreisverkehrsplatzes Bonner Straße/Siegesstraße/Herseler Straße zur
Voraussetzung macht, dass die Maßnahmen des Planfalls D.1 2020 (FNP) 
realisiert werden. Die Prognosen in den Verkehrsgutachten der IVV Aachen 

1zur Verkehrsführung Königstraße, insbesondere der D Fall, sind durch den 
Probebetrieb von April bis September 2013 gerade insbesondere was die 
Verkehrsmenge angeht nachweislich widerlegt worden. Die prognostizierte
Reduzierung der Verkehrsmenge im Querschnitt Königstraße / Servatiusweg
um 30 bis 40 % ist nicht nur nicht eingetreten, sondern es hat in der Realität
sogar eine Erhöhung des Verkehrs gegeben. Also ist davon auszugehen,



dass auch die effektive Verkehrsmenge an der beurteilten Kreuzung deutlich 
höher ausfällt als prognostiziert. Dazu kommt, dass nach dem Ergebnis des 
vom Gewerbeverein Bornheim beauftragten Verkehrsgutachtens der DTV 
Verkehrsconsult durch das geplante Einkaufzentrum die Verkehrsmenge um 
4.400 Fahrten oder 53 % höher ausfallen wird als von der IVV ermittelt. 
Dadurch wird auch die erwartete Qualitätsstufe nach HBS deutlich 
schlechter ausfallen.

Gleiches gilt auch für die Ergebnisse des schalltechnischen Gutachtens vom 
11.9.2013 (Begründung Tz. 6.2, S. 17 oben) bezüglich der Gebäude Bonner 
Straße Nr. 73 bis 75 bzw. 100. Auch dieses Gutachten bezieht sich als 
Grundlage auf den Prognose – Mit – Fall des Verkehrsgutachtens der IVV 
zum EKZ. Die Lärmauswirkungen werden durch die höhere Verkehrsmenge, 
wie sie das Gutachten der DTV Verkehrsconsult ausweist, erheblich höher 
werden und dann die die zulässigen Grenzwerte überschreiten.

3. Zur einzelhandelsorientierten Auswirkungsanalyse

Der Ausschuß für Verkehr, Planung und Liegenschaften (VPLA) der Stadt Bornheim hat 
in seiner Sitzung vom 23.2.2012 zu Vorlage Nr. 565/2011 7 zu dem oben genannten 
Bebauungsplanverfahren unter anderem beschlossen, dem Rat zu empfehlen, dem 
vorgelegten Nutzungskonzept unter dem Vorbehalt zuzustimmen, dass 

neben dem Nachweis der verkehrlichen Verträglichkeit einschließlich der 
Verkehrsbezüge im gesamten Einzugsbereich Bornheim / Roisdorf auch

durch einen von der Stadt Bornheim zu beauftragenden Gutachter der Nachweis 
der Sortimentsverträglichkeit insbesondere

o für den Bereich der Lebensmittel (in Bezug auf den Einzugsbereich 
Bornheim / Roisdorf / Hersel) und

o für den Bereich des Textil /Bekleidungsangebotes (in Bezug auf die 
Auswirkungen auf die Königstraße)

erbracht wird.

Beide Nachweise sind durch die vorgelegten Gutachten der IVV und BBE in keiner Weise 
erbracht, ganz im Gegenteil.

n Bauleitplanung wird die „

dass auch die effektive Verkehrsmenge an der beurteilten Kreuzung deutlich
höher ausfällt als prognostiziert. Dazu kommt, dass nach dem Ergebnis des 
vom Gewerbeverein Bornheim beauftragten Verkehrsgutachtens der DTV
Verkehrsconsult durch das geplante Einkaufzentrum die Verkehrsmenge um
4.400 Fahrten oder 53 % höher ausfallen wird als von der IVV ermittelt. 
Dadurch wird auch die erwartete Qualitätsstufe nach HBS deutlich
schlechter ausfallen.

Gleiches gilt auch für die Ergebnisse des schalltechnischen Gutachtens vom
11.9.2013 (Begründung Tz. 6.2, S. 17 oben) bezüglich der Gebäude Bonner
Straße Nr. 73 bis 75 bzw. 100. Auch dieses Gutachten bezieht sich als 
Grundlage auf den Prognose – Mit – Fall des Verkehrsgutachtens der IVV 
zum EKZ. Die Lärmauswirkungen werden durch die höhere Verkehrsmenge, 
wie sie das Gutachten der DTV Verkehrsconsult ausweist, erheblich höher 
werden und dann die die zulässigen Grenzwerte überschreiten.



„Bewertung einer Einzelhandelsuntersuchung des Büros BBE Handelsberatung“, erstellt von 

vollständig zu Eigen gemachte beigefügte „Fachliche Bewertung der Fortschreibung der 

Büros Junker + Kruse durch die BBE“, erstellt im Auftrag des Gewerbevereins Bornheim

–

–



begründete sowie unplausible Annahmen „auszeichnet“, die im Ergebnis nach Einschätzung 



Im Unterschied zu den Darstellungen in den „Allgemeinen Zielen und Zwecke der Planung“, 

der Offenlage sind, nicht mehr die „geplanten konzeptionellen Verkaufsflächen“ von maximal 
13.500 qm dargestellt, sondern nur noch die „maximalen Verkaufsflächen“ von insgesamt 

Einzelhandelsstandort und Zentrenkonzept, wonach der Toombereich „großflächigen 



Einzelhandelsbetrieben mit zentrenrelevanten Sortimenten“ aufnehmen soll, für die in der 

Lt. BBE sollen von insgesamt 10 Mio. € Umsatzverlagerung im Sortimentsbereich Textil  
lediglich 3% oder 300.000 € aus Roisdorf und Bornheim kom
vollkommen lächerlich! Und das dann auch noch mit „geringen Angebotsüberschneidungen“ 

Im Gegensatz dazu behauptet die BBE, dass 6,2 Mio. € Umsatz aus Bonn umverlagert 
werden und 0,8 Mio. € aus Brühl, also fast dreimal so viel wie aus Bornheim und Roisdorf. 



vorher rd. 9,9 Mio. € jetzt nur noch 7,1 Mio. € Umsatz  umverlagert werden, wobei der Anteil 
von vorher 1,3 Mio. € oder 10 % des vorhandenen Umsatzes 

versorgungssortiment soll zum einen mit 3,5 Mio. € aus anderen Ortsteilen von 
2,1 Mio. € aus Bonn. Da kann man mit beiden Händen 





Breuer, Ina 

Von: norbert.nettekoven@t-online.de

Gesendet: Montag, 20. Januar 2014 19:04

An: Breuer, Ina

Betreff: Renate Nettekoven: Ergänzung meiner Stellungnahme zur erneuten Offenlage des BPlans Ro 17
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Sehr geehrte Frau Breuer, 

Im Anschluss an und unter Bezugnahme auf meine fristwahrende Stellungnahme vom 19.01.2014 werden 
nachstehende Bedenken gegen die Zulässigkeit der erneuten Offenlage mit den daraus folgenden 
Implikationen für die Rechtswidrigkeit der gesamten verbindlichen Bauleitplanung nachgereicht. 

Der Bebauungsplan Ro 17 in der Ortschaft Roisdorf leidet insofern an einem beachtlichenVerfahrensfehler, 
als die Dauer der Auslegung und die Frist für Stellungnahmen bei der erneuten Offenlage entgegen § 4 a 
Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 3 Abs. 2 Satz 1 und § 4 Abs. 3 Satz 3 BauGB unangemessen verkürzt worden sind. 
Die erneute Auslegung des Entwurfs des v.g. Bebauungsplanes mit den geänderten textlichen Festsetzungen 
und der geänderten Begründung erfolgte in der Zeit vom 06.01.2014 bis einschließlich zum 20.01.2014. 
Da die nordrhein-westfälischen Schulferien vom 23.12.2013 bis einschließlich zum 07.01.2014 andauerten, 
beträgt die Auslegungsfrist jedenfalls für Familien und Bürger mit schulpflichtigen Kindern im Grunde 
genommen maximal 13 Tage, exklusive der beiden in diesem Zeitraum liegenden Wochenenden lediglich 9 
Werktage. Die hier von der Stadt Bornheim vorgenommene Verkürzung auf diesen Zeitraum ist nicht mehr 
angemessen. 
Zwar enthält das Gesetz keine Definition dessen, was angemessen ist. 
Jedoch setzt eine effektive Öffentlichkeitsbeteiligung immer voraus, dass die Öffentlichkeit zunächst und 
überhaupt die Möglichkeit erhält, sich ausreichend zu informieren, und anschließend auch noch genügend 
Zeit verbleibt, um substantiiert Stellung zu nehmen. 
Dabei ist Ausgangspunkt die gesetzliche Wertung, dass bei der öffentlichen Auslegung eines 
Bebauungsplanentwurfs der Zeitraum von einem Monat für die Auslegung und die Möglichkeit zur 
Stellungnahme ausreicht, um dem Zweck der Öffentlichkeitsbeteiligung Rechnung zu tragen (§ 3 Abs. 2 
Satz 1 i.V.m. Satz 2, 2. Halbsatz BauGB), und diese Frist auch bei der erneuten Auslegung gilt (§ 4 a Abs. 3 
Satz 1 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB), wenn die Gemeinde nicht – wie im vorliegenden Fall – von der 
Möglichkeit einer Fristverkürzung nach § 4 a Abs. 3 Satz 3 BauGB Gebrauch macht. 
Dabei ist ebenfalls immer vom Sinn und Zweck sowie der Funktion eines Auslegungsverfahrens 
auszugehen: 
Das Auslegungsverfahren dient nach höchstrichterlicher Rechtsprechung zum einen der Beschaffung und 
Vervollständigung des notwendigen Abwägungsmaterials für die Gemeinde. Zum anderen ist es seine 
Aufgabe, den von der Planung betroffenen Bürgern die Möglichkeit zu geben, ihre Rechte und Interessen 
schon vor der abschließenden Planungsentscheidung (Satzungsbeschluss nach § 10 BauGB) geltend zu 
machen und zu wahren (vgl. Bundesverwaltungsgericht [BVerwG], Beschl. v. 31.10.1989 – 4 NB 7/89, 
juris-Rn. 19). 
Entscheidend für die rechtsfehlerfreie Bemessung der Auslegungsfrist sind daher vor allem der Umfang und 
die Komplexität der Änderungen und Ergänzungen, aber auch ihre Bedeutung für die Planungskonzeption 
insgesamt. 
Nach diesen Kriterien sind die Auslegungsdauer und die Stellungnahmefrist zum 20.01.2014 vorliegend als 
zu kurz anzusehen, weil sie weder eine ausreichende Informationsmöglichkeit noch eine genügende 
Möglichkeit zur Stellungnahme gewährleisten. 
Wenn auch die Änderungen und Ergänzungen der textlichen Festsetzungen und der Begründung zum 
Bebauungsplan Ro 17 durch eine farbliche (grau/gelb) Hinterlegung von der Stadt Bornheim kenntlich 
gemacht wurden, und diese Änderungen die erneute Offenlage der Planung gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB 
„bewirkten“, wird man den Umfang der Änderungen nicht ernsthaft als noch so gering ansehen dürfen, dass 
gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB die erneute Offenlage angemessen verkürzt und Stellungnahmen noch dazu nur 
zu den geänderten und ergänzten Teilen abgegeben werden können. 
Dabei sind bereits die farblich in den textlichen Festsetzungen hervorgehobenen Streichungen, Änderungen 
und Ergänzungen erheblich, und zwar bereits in rein quantitativer Hinsicht, beispielsweise mit der nun neu 
als Tabelle 1 eingefügten „Übersicht der zulässigen Kernsortimente und der dazugehörigen maximalen 



Verkaufsflächen“. 
Insbesondere die Modifizierungen im Rahmen zulässiger Nutzungsarten sind so grundlegend und gewichtig, 
dass allein deshalb eine Verkürzung der Auslegungsfrist von der Stadt Bornheim nicht hätte ernsthaft in 
Erwägung gezogen und erst recht nicht umgesetzt werden dürfen. 
Hinzu kommt eine Vielzahl inhaltlich gewichtiger Änderungen und Ergänzungen in der nun erneut 
öffentlich ausgelegten Bebauungsplanbegründung. 
Dies beginnt mit entsprechenden Präzisierungen im Rahmen des städtebaulichen Konzepts, die dazu führen, 
dass die Differenzierung zwischen Groß- und Kleinflächigkeit faktisch aufgehoben wird, setzt sich fort mit 
der fehlerhaften Beurteilung sog. Mallflächen, die genuin auch dem Verkauf respektive als Verkaufsflächen 
dienen, und setzt sich weiter fort anhand vieler nur vermeintlich marginaler Modifizierungen. 
So ist beispielhaft der auf der Seite 13 der Bebauungsplanbegründung angeführte sog. „Planfall D.1“ durch 
den sog. Probebetrieb der Stadt Bornheim insofern konterkariert worden, als nachweislich keine 
Reduzierung des Verkehrsaufkommens festzustellen ist. 
Ferner, um lediglich ein weiteres Beispiel herauszunehmen, bleibt offen und fragwürdig, wie sich die auf der 
Seite 25 im Rahmen der Merkmale der möglichen Auswirkungen angeführte Versiegelung des Bodens auf 
maximal 0,95 zu den alten Bebauungsplänen (bestehende verbindliche Bauleitpläne unter Textziffer 2.5, S. 
4) rechtlich wie tatsächlich verhält. 
Insgesamt ist nicht nur für einen juristisch geschulten Blick deutlich erkennbar, dass die Stadt Bornheim 
offenbar vor dem Hintergrund einer Stellungnahme- und Einwendungsflut anlässlich der vorherigen 
Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 27.06. bis 26.07.2013 erstmalig fundiert die bis dahin 
schon vergleichsweise weit gediehene verbindliche Bauleitplanung einer zusätzlichen juristischen 
Überprüfung zugeführt hat. 
In der entsprechenden Beschlussvorlage für die Ratssitzung am 03.12.2013 räumte die Stadt Bornheim ein, 
dass aufgrund des Ergebnisses der Abwägung zu den Stellungnahmen aus der 
Öffentlichkeitsbeteiligung und einer zusätzlichen juristischen Überprüfung der Planung in den 
textlichen Festsetzungen und der Begründung des Bebauungsplanes Ro 17 Änderungen und Ergänzungen 
vorgenommen wurden. 
Die Stadt Bornheim greift allerdings deutlich zu kurz, wenn in der v.g. Beschlussvorlage hierzu ausgeführt 
wird, dass diese Änderungen und Ergänzungen grundsätzlich lediglich die Konkretisierung der bisherigen 
städtebaulichen Ziele beträfen. 
Wenn und soweit insbesondere seitens der Stadt ausgeführt wird, dass durch die weitere Ausdifferenzierung 
der Anlagen innerhalb des geplanten Einkaufszentrums, die genaue Festsetzung des Plangebietes SO 2 
sowie weiterer Festsetzungen und Begründungen der Bebauungsplan besser auf die städtebaulichen 
Planungsziele ausgerichtet werden kann, und insbesondere den Zielsetzungen des Einzelhandels- und 
Zentrenkonzepts der Stadt Bornheim mit der Weiterentwicklung der Festsetzungen besser entsprochen 
werden könne, so entpuppen sich diese vermeintlich normalen und lediglich konkretisierenden Änderungen 
und Ergänzungen der textlichen Festsetzungen und der Begründung bei bloßer Lektüre als wesentliche und 
erhebliche Anpassungen der vorherigen Bauleitplanung. 
Vor diesem Gesamthintergrund verbietet sich eine Verkürzung der Auslegungsfrist im Rahmen einer 
erneuten Offenlage. 
Dies gilt schlussendlich umso mehr, als der Gutachter zum Einzelhandel in einer ergänzenden 
Stellungnahme bestätigt hat, dass mit den geänderten Festsetzungen den Voraussetzungen des Gutachtens 
entsprochen werde mit der Folge, dass die Ergebnisse der Auswirkungsanalyse daher nicht angepasst 
werden müssten. 
Soweit dann nach der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 27.06. bis 26.07.2013 im 
Rahmen der Abwägung auch noch Gutachten zum Straßen- und Bahnlärm sowie zum Kreisverkehr Bonner 
Straße / Herseler Straße / Siegesstraße erstellt wurden, deren Ergebnisse ebenfalls in die Begründung zum 
Bebauungsplan Ro 17 im Rahmen der erneuten Offenlage eingeflossen sind, und diese Gutachten nun 
während der erneuten Offenlage eingesehen werden konnten, ist es für einen selbst uneingeschränkt an 
dieser verbindlichen Bauleitplanung interessierten, mündigen Bürger schlechterdings unmöglich, 
diese Vielzahl an ergänzenden Gutachten, zusätzlich gewonnenen Erkenntnissen und vielen 
Modifizierungen innerhalb von – je nach Sichtweise – 13 oder gar nur 9 Tagen auch nur ansatzweise 
nachzuvollziehen oder gar hierzu auch noch einigermaßen substantiiert Stellung zu nehmen. 
Ein Weiteres kommt am Ende hinzu: 
In der überwiegenden Mehrzahl handelt es sich bei den wenn auch farblich hinterlegten Änderungen und 
Ergänzungen der textlichen Festsetzungen und der Begründung zum Bebauungsplan Ro 17 um die von 
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Anfang an bauplanungsrechtlich „neuralgischen“ Punkte, die bereits Gegenstand bisheriger Einwendungen 
respektive Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 1 und Abs. 2 BauGB gewesen sind. 
Vor diesem weiteren Hintergrund wird mit dem verwaltungsseitigen Hinweis in der öffentlichen 
Bekanntmachung vom 09.12.2013 darauf, dass während der Auslegungsfrist Stellungnahmen nur zu den 
geänderten und ergänzten Teilen abgegeben werden können, die mit dieser Regelung originär vom 
Gesetzgeber verfolgte Zielsetzung vor dem Hintergrund der Präklusion gemäß § 47 Abs. 2 a VwGO 
„pervertiert“. 
Denn die Beschränkung des Vorbringens von Anregungen auf die geänderten und ergänzten Teile ist dann 
ermessensfehlerhaft und damit abwägungsfehlerhaft, wenn durch die Änderung oder Ergänzung eines Teils 
des Bauleitplans auch solche privaten oder öffentlichen Belange in einer abwägungsrelevanten Weise im 
Sinne von § 1 Abs. 7 BauGB berührt werden, dass sie von den durch die Änderung oder Ergänzung 
gezogenen Interessengeflechten nicht abgeschichtet werden dürfen und können (vgl. Battis, in: 
Battis/Krautzberger/Löhr, Kommentar zum BauGB, 12. Aufl. 2014, § 4 a, Rn. 4). 
Vor diesem Gesamthintergrund erlaubt sich der Einwender hiermit, auf seine im Rahmen der vorherigen 
Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB form- und fristgerecht bei der Stadt Bornheim eingereichte 
Stellungnahme vom … [26.07.2013] zu verweisen, die hiermit unter Bezugnahme auf die farblich 
hinterlegten Änderungen und Ergänzungen der textlichen Festsetzungen und der Begründung zum erneut 
öffentlich ausgelegten Bebauungsplan vollumfänglich zum Gegenstand auch dieser Stellungnahme erklärt 
werden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Renate Nettekoven 
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